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als und Schnüren eines großen Ost-
West-Pakets und in der Sprache der ftJlalytiker als "issue-linkage" und

Interdependenzen" bezeichnet worden.3 Die
ve:rn(m(JUUIlge~n führten zu zweiseitigen Verträgen über Gewaltverzicht

U1e~rK(~mlU1Jlg der Unverletzlichkeit bestehender Grenzen seitens der
tsunGleSr1ePllblJIK Deutschland mit mit der Tschechoslowakei U1Jld
mit der Deutschen Demokratischen sowie vor allem mit der

- Resultate der damals heftig befehdeten
.. Ht=......"I"'P.111111M11lr vom Sonderkonflikt".4 Auch gehörten

in das der das zur Rege-
der Lage in und um Berlin sowie schließlich eine Vereinbarung zwi-

schen den zur der strategischen Atomwaffen

A.blmalCnlLID~~en schufen die Bedingungen für die multi-
Jl:1o..U'lli:)I..a..U.(U...ll.'-I.ll..ll.v.ll..ll. der in Helsinki und in Genf tagenden Konferenz

eWrO()alf;CJ].en und nordamerikanischen Staaten-Vertreter, die sich
zu drei als jeweils der beiden großen
Allianzen, NATO und Warschauer und als neun neutrale und nicht-
paktgebundene Länder. Nur ein hielt sich - bis 1991 - von
allen Verhandlungen fern. Die 35 Regierungsdelegationen sortierten und
sammelten in drei - in der Verhandlungssprache so benannten - "Körben"
die Übereinkünfte, die sie konsensual für annehmbar hielten, nämlich
eine Anzahl von Grwdsätzen, welche die zwischen den be­
teiligten Staaten leiten sollten, Erklärungen zu Angelegenheiten der mili­
tärischen Sicherheit, zu Fragen der wirtschaftlichen, technischen und UID­

weltpolitischen Zusammenarbeit sowie zu einer Reihe humanitärer Pro­
bleme, wie menschliche Kontakte, Austausch von Informationen und kul­
turelle Beziehungen. Die in der Schlußakte zusammengefaßten Überein­
künfte umfaßten also ein weites Spektrum gesamteuropäisch umstrittener
Themen. Davon ausgenommen blieben Fragen der Abrüstung; da die
Staaten von der Abrüstungspolitik unterschiedlich betroffen waren, war
der Verminderung konventioneller Waffen und Streitkräf-
te Wien mit einem Teilnehmerkreis

n"1I"I=-'1"'I=-"'7 über einen und ausgeglichenen Truppenabbau
überwiesen worden.

So sich von an, was sich mittlerweile als kontinuierlich er-
wiesen hat: Es und starre und beharrlieh vertre-
te-ne Aktewre im gesamteuropäischen Konzert.
Man hat die 35 Aktewre für die vor 1989 in fünf geglie­
dert: Die die beiden deutschen Staaten, die übrigen Allianz-

3 Vgl. Norbert Ropers und Peter Schlotter, a.aoO. (Anmo 2), S. 323 ff.
4 Vgl. Richard Löwenthai, Vom Kalten Krieg zur Ostpolitik, Stuttgart 1974, S. 79 ffo
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das wer-
Europas und Deutschlands

Symbol der
den konnte, die nAr1r-:lt"lI'[7An

zu vermindern.
Da die Schlußakte die Interessen der Teilnehmer korbweise un'2:1eJlch:ge­
wichtig befriedigte, sich der Westen vornehmlich sowje­
tischen ständige KSZE-Institutionen zu schaffen und hielt die

den KSZE-Prozeß zu wenn er für den
Westen in einem zu münden Eine der ver-
einbarten Regelungen - und damit die zugunsten ihrer Verwirkli-

Druck auf den Osten konnten die in der Schlußakte
vorgesehenen bieten. Sie stellten damit Art
schwebende des Helsinki-Prozesses dar. So war da-
mals nicht wegen des son-
dern wegen des den sie für gelegt
hatte, als bedeutsam geachtet worden. Das war ein Novum
in den Ost-West-Beziehungen. formuliert: Das Resultat ist fast
nichts, der Prozeß ist beinahe alles.
In dem Zusammenhang war es auch ein daß die tleteul1gten'l vor
allem die westlichen, alles vermieden was nach Ir'-"1I''ll''{Tant"lI,n.nc.:dla1l'''ll4l

Verständnis Verhandlungsergebnis und als völkerrechtliche
Regelungen hätte erscheinen lassen und daß sie damit gar nicht
unzufrieden waren. Bei dieser - unter den Umständen
möglichen - Form politisch ist es ebenso geblie-
ben wie bei ihrer Bewertung als weil umstandslos und wirkungs-
voll erachtet. Auch das ist bis heute ein Element der Kontinuität im Hel­
sinki-Prozeß.
Obwohl das in Helsinki erreichte in der der betei-
ligten Staaten mehrheitlich als ein weiterer Schritt von der Periode
des Kalten Krieges gewertet es nicht an kri-
tischen und Reaktionen auf die der KSZE. Die
konservative in Deutschland befürchtete eine
1H1I'",~~I4l·1(1l7A·rll1l1l"'.r1r des für die neuen Kon-
fliktstoff infolge der eine Täu-
schung über die wahre oder eine der
KSZE zur Ziele. Noch bevor der

solcher Warschauer Paktes
tuntzetm Jahre damali-
gen deutschen
Auch unter t'1rlled.f~nslton;chlern

periode beflügelten 1-11 A'tTn "111 n.r1ran

6 Entschließungsantrag der Fraktion der
1975.

im Deutschen Bundestag, 25. Juli
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übereingestimmt. GleichwoW wurde für 1980 zu einem erneuten Treffen
und damit zu einer Fortsetzung des multilateralen Prozesses und zu drei
Expertentreffen über die friedliche Regelung von Streitfällen nach Mon­
treux, über wissenschaftliche Kooperation nach Bonn und über Mittel­
meer-Fragen nach Valletta eingeladen. Die letzte Übereinkunft hatte ein
Kleinststaat, Malta, abgetrotzt, dessen Delegation ursprünglich noch mehr
wollte, nämlich eine Beratung von sicherheitspolitischen Fragen im Mit­
telmeerraum unter Einbeziehung Israels und der arabischen Staaten, ein
Begehren, das die anderen teilnehmenden Staaten angesichts der Über­
forderung mit den innereuropäischen Sicherheitsproblemen zurückwiesen.
GleichwoW hatte ein Kleinststaat die anderen Teilnehmer so lange mit
seiner Zustimmung zum Konferenzdokument hinhalten können, bis sie
ihm hinlänglich entgegengekommen waren. Im Hinblick auf das Belgrader
Treffen insgesamt schwankten die Urteile vom "Fehlschlag" bis zum "be­
deutungsvollen Minimum".10
Das nächste Folgetreffen der KSZE-Staaten begann zwar wie verabredet
im November 1980 in Madrid, doch hatte man sich trotz zweimonatiger
Vorgespräche und zuletzt sogar einem "Anhalten der Uhren" nicht auf die
Tagesordnung einigen können. Wieder ging der Streit zwischen West und
Ost um das Ausmaß des retrospektiven und des prospektiven Teils der
Beratungen: Implementierungs- versus Planungsdebatte. So turbulent, wie
die Konferenz begann, so verlief und endete sie: erst drei Jahre später, im
September 1983, nach mehreren Unterbrechungen für "Denkpausen" mit
einem "Abschließenden Dokument", in dem gleich zu Beginn die "Ver­
schlechterung der internationalen Lage" seit dem Belgrader Treffen fest­
gestellt wurde. In den weiteren Ausführungen war die Rede von "gegen­
sätzlichen Auffassungen", von "Besorgnis angesichts der ernsthaften Män-
gel bei der Durchführung" "kritischer Einschätzung ... über die An-
wendung und Achtung" der "ernsthafte Verletzung dieser
Prinzipien", "Besorgnis über den fortdauernden Mangel an Vertrauen zwi­
schen den Teilnehmern".ll
Für solche Charakterisierungen angesichts der Voraussetzungen,
der äußeren Umstände und des Verlaufs des Madrider Treffens Grund
genug. Die Invasion der UdSSR in Afghanistan, ihr Engagement in Ango­
la, die Verbannung des sowjetischen Menschenrechtiers Andrej Sacharow
gaben schon zu Beginn der Konferenz vor allem der der USA
eine Fülle von Gründen zu an die UdSSR. Die westliche
Staatengruppe beschwor die "unteilbare Sicherheit" und beklagte die Ver-

10 Zit. n. Harald Rüddenklau, Die KSZE-Folgekonferenz von Madrid, in: Die interna­
tionale Politik 1981/82, S. 105; zum Verlauf von Belgrad: Jürgen Nötzold, Die KSZE­
Folgekonferenz in Belgrad, in: Die internationale. Politik 1977/78, S. 113 ff.

11 Fastenrath, a.a.O. (Anm. 8), Kap. B.2, S. 2-3.
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" .. 1/- ........ ,.,,, ....... .nr des Warschauer Paktes und
waren die europäi-

............,~'-4....,"" ....... '.................c.... .....,JIUl. "" ....... O) Strukturen zu schaffen,
llC'1'"C.lIl11t" 1n.'l> entstanden war und die

und ganzen gab

genommen
Als das mit der
schließlich mit dem Zerfall der \,.: """7 ,.,.,.11- .....

schen mit der
die die Lücke auffüllen Ir ......."..• .,..,,1'",clL_

helfen Ir ......."........ 1'"""'......

Neutralen unterstützt und zu einem Durchbruch während des
Wiener Folgetreffens, das von 1986 bis 1989 währte. Dessen Schlußdoku­
ment12 war das umfänglichste; es unterschied sich in vielfältiger
Weise, auch im Tenor von den beiden vorangegangen Dokumenten: Die
Teilnehmerstaaten konstatierten "günstige Entwicklungen in der in­
ternationalen seit Abschluß des Madrider Treffens 1983", und "we­
sentliche Fortschritte". Dennoch es auch noch "schwerwiegende Män­
gel bei der der Schlußakte und des Madrider Dokuments

Lage in einem zielte.
Das eine Reihe von Regimen
über Fragen des dritten Korbes helfen. Für Reisende, Fami-
lienmitglieder, Gläubige - zum ersten Mal- und andere Per­
sonengruppen eröffneten ausführliche neue, bislang unerhör-
te Freiheiten zu eines Jahres 1989, an dessen Ende sie schon durch
den Wandel der Verhältnisse in den östlichen
Staaten zu Makulatur Als Anfang 1989 das Wiener
Dokument wurde, war die europäische Wende noch nicht
voraussehbar, so daß zumindest formell seinen ge-
wohnten wurde in Angriff genom-
men. So wurde zu einer Konferenz über die menschliche Dimension in
den Jahren 1989 bis 1991 mit Treffen in Paris, Kopenhagen und - ein Ent­
gegenkommen des Westens - nach Moskau und zu einer Konferenz über
wutsc:haJttlu::he ZUSaInmlenart)elt 1990 nach sowie vor allem zum

~.LJ:I-H.aU1Dtt4:>lgl~tn~nf~n1992 wieder nach Helsinki geladen.
K.onte~reIlZ über wirtschaftliche Zusam-

n"'lp,n-::lli1rhp·1t in Bonn stattfand, hatte die politische Lage in Europa
in einem vorher unvorstellbaren Maße Den eingetrete-

'lA./..,...... .rll"",1 rll.n.1r1l1l1l"ll"'ll.01l"llt·lI01l"t-.o_ auch des Bonner Ab-

sctL1uJlj<1(lklun~~nts,mit denen ein Bekenntnis zu Demokratie, Pluralismus
und wurde. Was hiermit als wirtschaftliche Regi­

1I11n,nro'l['1I:7f'11t- auch ein Nachruf auf die eigene
umlge'WaJ[1ae~lt als Feld der Transforma-

der die EG/ Europäi-
\Ah~rt~:l.1t"'lt1ll....t"~1l1 und Entwicklung,

,1n..o. .... ~t·1I~ ....'.o.n in An-

12 Ebenda, B.3.
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gime, ein militärische Aktivitäten überwachendes Regime, ein Menschen­
rechtsregime und ein eigenes Regime für nationale Minderheiten.
Inzwischen gibt es eine Reihe von Vorschlägen, die OSZE institutionell
weiter zu stärken, ohne sie zu einem großen Apparat aufzublähen; die
Beispiele anderer internationaler Organisationen in und außerhalb Euro­
pas wirken abschreckend.
Manche Beobachter bemerkten, daß etwaige Initiativen der OSZE von
der Konfliktdynamik überholt würden. Die Probleme seien so komplex,
daß sie allerdings von keiner internationalen Organisation bewältigt wur­
den und bewältigbar seien; zum andern ließe sich der herkömmliche, auf
langfristige, inkrementalistische Wirkungen angelegte OSZE-Prozeß der
kleinen Schritte durch Verständigung über staatliche Verhaltensregeln für
das Versagen gegenüber plötzlichen Anforderungen einer kurzfristig er­
forderlichen Konfliktbeherrschung verantwortlich machen. Als Reaktion
auf die aktuellen Spannungsfelder würden Institutionen und Krisenmecha­
nismen geschaffen, ohne daß diese schon aktionsfähig seien und die Kom­
petenzen hätten, die sie erst wirksam machen würden. Als Ausweg wird
der weitere Ausbau der OSZE angesehen und eingefordert, von der Ein­
richtung eines OSZE-Sicherheitsrates bis zum Aufbau eines regionalen
Netzwerkes friedlicher Streitbeilegung.
In der Pariser Charta erklärten die Unterzeichnerstaaten auch, daß sie ei­
ne "stärkere strukturierte Zusammenarbeit zwischen allen Teilnehmerstaaten
in Sicherheitsfragen in Aussicht nehmen ". Ferner hatte der deutsche Au­
ßenminister wiederholt angereft, einen KSZE-Sicherheitsrat und KSZE­
Friedenstruppen zu schaffen.1 Doch das Berliner Außenministertreffen
im Jahre 1991 und das Helsinki-Treffen der KSZE-Staats- und Regie­
rungschefs im Jahre 1992 zeigten, daß die Aufgaben der KSZE/OSZE
sich auf Konsultation und Kooperation, Konfliktvermeidung, friedliche
Streitschlichtung, eventuell auch ergänzt um Abrüstung und Rüstungskon­
trolle erstrecken würden. Ansätze zu militärisch garantierter Sicherheit
für die einzelnen Mitgliedstaaten weisen die Perspektiven für die OSZE
nicht auf.
Die KSZE war vor 1990 eine normsetzende, wiederholt zusammentreten­
de Diplomaten-Versammlung der östlichen, westlichen und neutralen
Staaten. Sie sollte die Ost-West-Konfrontation mildern und Verhaltensre­
geln formulieren, den politischen Dialog ermöglichen, der Menschlichen
Dimension in einem zivilisierten Staatsverhältnis Raum geben, die beste­
hende militärische Lage transparent im Sinne von Vertrauensbildung
ma-chen. Früher lauteten Schlüsselworte für die KSZE-Analyse "Prozeß­
diplomatie" und "gemeinsame Sicherheit", nach 1990 sind "präventive Di-

14 Rede vordem Bundestag, September 1991.
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gegangen, die im großen und ganzen den Mitglie­
dern dieser Staatengesellschaft noch an, eine Tatsache, die sie jenseits der
formalen Gleichheit nicht nur unterscheidbar macht, sondern auch ihr
Verhältnis zur OSZE bestimmt. Das gilt vor allem für die extremen Pole,
einerseits USA und Rußland, denen die OSZE manchmal auch lästig zu
sein scheint, andererseits für die sehr kleinen und schwachen Staaten,
denen die OSZE ein Forum der Wirkungsmöglichkeit bietet.
Die zentrale Frage an nationalstaatliche Regierungen ist, ob und inwie-
weit sie sich kooperativ und BescWüssen verbindlich
fügen oder ob sie auf der Möglichkeit zu selbständiger Politik
beharren wollen. Formell heißt welches Maß an "Einmischung" sie
einer zentralen, Instanz zugestehen wollen, und welche
Regime sie wünschen. Allerdings ist der sachliche Zwang, die politische
Einsicht und die Bereitschaft unter den der OSZE von
vornherein verschieden ausgeprägt, ihrer unterschiedlichen Res-
sourcen und
Gleichwohl gibt es, von einer gesamteuropäischen Warte auf den erwei-
terten Kontinent und seine transatlantischen geblickt, keine Al-
ternative zur OSZE. Die OSZE steht nicht vor Frage: Erweiterung
oder Vertiefung; sie bedarf nur der
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